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G e s e t z
zum Staatsvertrag über die Vergabe von Studienplätzen 

und zur Änderung des Niedersächsischen 
Hochschulzulassungsgesetzes

Vom 7. Juni 2007

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz
zum Staatsvertrag über die Vergabe von Studienplätzen

(1) Dem am 22. Juni 2006 unterzeichneten Staatsvertrag
über die Vergabe von Studienplätzen wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Arti-
kel 19 Abs. 1 Satz 1 in Kraft tritt, ist im Niedersächsischen
Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt zu machen.

Artikel 2

Änderung des 
Niedersächsischen Hochschulzulassungsgesetzes

Das Niedersächsische Hochschulzulassungsgesetz vom
29. Januar 1998 (Nds. GVBl. S. 51), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 21. November 2006 (Nds. GVBl.
S. 538), wird wie folgt geändert:

1. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 5 erhält folgende Fassung:

„5Artikel 12 Abs. 7 und Artikel 13 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2,
Nr. 3 Satz 6 und Abs. 2 und 3 des Staatsvertrages gel-
ten entsprechend“.

b) Es wird der folgende neue Absatz 5 eingefügt:

„(5) 1Die Auswahlentscheidung innerhalb der Vorab-
quote nach Artikel 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Staatsver-
trages richtet sich nach Entscheidung der Hochschule
entweder nur nach der Durchschnittsnote oder nach
den kombinierten Auswahlkriterien nach Absatz 2
Satz 1 Nr. 2. 2Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 und die Absät-
ze 3 und 4 gelten entsprechend. 3Besondere Umstände,
die für ein Studium an einer deutschen Hochschule
sprechen, können berücksichtigt werden. 4Als ein sol-
cher Umstand ist insbesondere anzusehen, wenn die
Bewerberin oder der Bewerber 

1. von einer deutschen Einrichtung zur Förderung be-
gabter Studierender für ein Studium ein Stipendi-
um erhält,

2. eine Prüfung nach § 18 Abs. 10 Satz 1 NHG an ei-
nem Studienkolleg abgelegt hat,

3. in der Bundesrepublik Deutschland Asylrecht ge-
nießt,

4. aus einem Land kommt, in dem es keine Ausbil-
dungsstätten für den betreffenden Studiengang gibt,
oder

5. einer deutschsprachigen Minderheit im Ausland
angehört.

5Verpflichtungen aufgrund zwischenstaatlicher Ver-
einbarungen sind zu berücksichtigen.“

c) Die bisherigen Absätze 5 bis 9 werden Absätze 6 bis 10.

d) Im neuen Absatz 6 werden in Satz 1 die Zahl „3,“ und
die Zahl „4,“ gestrichen.

e) Im neuen Absatz 7 wird in Satz 2 der Klammerzusatz
„(§ 18 Abs. 1 Satz 5 NHG)“ durch den Klammerzusatz
„(§ 18 Abs. 4 Satz 1 NHG)“ ersetzt.

2. § 7 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. Bei der Feststellung der Eignung für Masterstudi-
engänge im Rahmen von konsekutiven Studien-
gängen ist das Ergebnis der Bachelorprüfung und,
wenn dieses noch nicht vorliegt, die Durch-
schnittsnote nach § 18 Abs. 7 Satz 3 NHG zu be-
rücksichtigen“.

b) Nummer 4 wird gestrichen.

3. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird die Angabe „§ 32 Abs. 3 Nr. 3
des Hochschulrahmengesetzes“ durch die Angabe
„Artikel 13 Abs. 1 Nr. 3 des Staatsvertrages“ ersetzt.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 32 Abs. 3 Nr. 3 des
Hochschulrahmengesetzes“ durch die Angabe
„Artikel 13 Abs. 1 Nr. 3 des Staatsvertrages“ er-
setzt.

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2§ 5 Abs. 3 bis 5 und 10 gilt entsprechend“.

4. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 Nr. 3 werden nach dem Wort „Staatsvertrag“
die Worte „für in das zentrale Vergabeverfahren einbe-
zogene und in das zentrale Vergabeverfahren nicht ein-
bezogene Studiengänge“ eingefügt.

b) In Satz 2 wird die Zahl „16“ durch die Zahl „15“ er-
setzt.

5. In § 10 werden die Worte „abweichend von Artikel 16
Abs. 1 Nr. 15“ durch die Worte „gemäß Artikel 15 Abs. 1
Nrn. 9 und 10“ ersetzt.

6. Es wird der folgende § 11 angefügt:

„§ 11

Übergangsregelungen

(1) § 7 Abs. 1 Satz 2 ist auf die Studienplatzvergabe zum
Sommersemester 2007 in der vor dem 1. Juli 2007 gelten-
den Fassung anzuwenden.

(2) Die §§ 5 und 8 bis 10 sind auf die Studienplatzver-
gabe zum Sommersemester 2007 und zum Wintersemester
2007/2008 in der vor dem 1. Juli 2007 geltenden Fassung
anzuwenden.“
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Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2007 in Kraft.

Hannover, den 7. Juni 2007

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Jürgen  G a n s ä u e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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Staatsvertrag
über die Vergabe von Studienplätzen

Das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und

der Freistaat Thüringen

(im Folgenden: „die Länder“ genannt)
schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1

Aufgaben der Zentralstelle

(1) 1Die auf Grund des Staatsvertrages über die Vergabe von
Studienplätzen vom 20. Oktober 1972 als rechtsfähige Anstalt
des öffentlichen Rechts errichtete Zentralstelle für die Verga-
be von Studienplätzen (Zentralstelle – ZVS –) mit dem Sitz in
Dortmund hat die Aufgabe,

1. Studienplätze für das erste Fachsemester an staatlichen
Hochschulen in Verteilungsverfahren oder Auswahlver-
fahren zu vergeben (Verfahren der Zentralstelle),

2. die Hochschulen bei der Durchführung des Auswahlver-
fahrens nach Artikel 13 Abs. 1 Nr. 3 zu unterstützen,

3. für einheitliche Maßstäbe zur Festsetzung von Zulassungs-
zahlen zu sorgen.

2Die Vergabe der Studienplätze erfolgt für Deutsche sowie für
ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, die Deut-
schen gleichgestellt sind. 3Deutschen gleichgestellt sind
Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats der Europä-
ischen Union sowie sonstige ausländische Staatsangehörige
und Staatenlose, die eine deutsche Hochschulzugangsberech-
tigung besitzen. 4Verpflichtungen zur Gleichstellung weiterer
Personen mit Deutschen auf Grund zwischenstaatlicher Ver-
einbarungen sind zu berücksichtigen.

(2) Die Zentralstelle kann ferner auf Antrag einzelner oder
mehrerer Länder und gegen vollständige Erstattung der entste-
henden Kosten für Hochschulen dieser Länder besondere
zentrale, auch gemeinsame Verteilungsverfahren oder Aus-
wahlverfahren durchführen.

(3) Bei der Durchführung des Auswahlverfahrens nach Ar-
tikel 13 Abs. 1 Nr. 3 kann die Zentralstelle zusätzliche Leis-
tungen für einzelne Hochschulen auf deren Antrag gegen voll-
ständige Erstattung der entstehenden Kosten erbringen.

(4) Die Zentralstelle kann sonstige hochschulorientierte
Dienstleistungsaufgaben für einzelne Hochschulen auf deren
Antrag gegen vollständige Erstattung der entstehenden Kosten
übernehmen.

Artikel 2

Rechtsstellung der Zentralstelle

(1) 1Soweit in diesem Staatsvertrag oder in den Rechtsver-
ordnungen nach Artikel 15 nichts anderes bestimmt ist, gilt
das Recht des Sitzlandes. 2Die Zentralstelle gilt für die An-
wendung des Rechts des Sitzlandes zugleich als dessen Ein-
richtung.

(2) Die in der Zentralstelle tätigen Beamtinnen und Beam-
ten, Angestellten, Arbeiterinnen und Arbeiter sind Bedienste-
te des Sitzlandes.

(3) Das für das Hochschulwesen zuständige Ministerium
des Sitzlandes führt die Rechtsaufsicht und unbeschadet der
Entscheidungen des Verwaltungsausschusses die Fachauf-
sicht über die Zentralstelle.

Artikel 3

Organe der Zentralstelle

Organe der Zentralstelle sind:

1. der Verwaltungsausschuss,

2. der Beirat,

3. die Direktorin oder der Direktor.

Artikel 4

Der Verwaltungsausschuss

(1) 1Dem Verwaltungsausschuss gehören als Mitglieder je
eine Vertreterin oder ein Vertreter der für das Hochschul-
wesen zuständigen Ministerien der Länder an. 2Zu den Sit-
zungen des Verwaltungsausschusses kann der Bund zwei
Vertreterinnen oder Vertreter mit beratender Stimme entsen-
den. 3Der Verwaltungsausschuss kann weitere Personen hin-
zuziehen.

(2) Der Verwaltungsausschuss beschließt über:

1. Vorschläge für die von den Ländern zu erlassenden
Rechtsverordnungen (Artikel 15),

2. die Einbeziehung von Studiengängen in das Verfahren
der Zentralstelle (Artikel 8 Abs. 1),

3. die Verfahrensart (Artikel 8 Abs. 2 und 3),

4. die Aufhebung der Einbeziehung (Artikel 8 Abs. 4),

5. Anträge nach Artikel 1 Abs. 2,

6. den Haushaltsvorentwurf und die Feststellung der Jahres-
rechnung (Artikel 16),

7. die Zustimmung zur Besetzung der Stelle der Direktorin
oder des Direktors,

8. die gemeinsame Geschäftsordnung für sich und den Bei-
rat sowie über die Geschäftsordnung und die Richtlinien
für die Arbeit der Zentralstelle einschließlich der Infor-
mation von Studienberatungsstellen sowie Studienbe-
werberinnen und Studienbewerbern, 

9. die statistische Auswertung der bei der Zentralstelle an-
fallenden Daten und deren Veröffentlichung,

10. Kostenregelungen nach Artikel 1 Abs. 2 und 3.

(3) 1Der Verwaltungsausschuss ist beschlussfähig, wenn
mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 2Ein Land
kann die Vertreterin oder den Vertreter eines anderen Landes
zur Ausübung seines Stimmrechts ermächtigen.

(4) 1Der Verwaltungsausschuss fasst seine Beschlüsse mit
einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen.
2In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 bis 3 ist eine Mehrheit von
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drei Vierteln der Stimmen der Mitglieder erforderlich. 3Im
Falle des Absatzes 2 Nr. 4 genügt die Mehrheit der Stimmen
der Mitglieder.

Artikel 5

Der Beirat

(1) 1Dem Beirat gehört je Land eine Vertreterin oder ein Ver-
treter an, die oder der von den staatlichen Hochschulen des
Landes nach Landesrecht bestimmt worden ist. 2Die Mitglie-
der des Verwaltungsausschusses können an den Sitzungen
des Beirates teilnehmen. 3Sie sind auf Verlangen jederzeit zu
hören.

(2) 1Der Beirat kann Empfehlungen zu den in Artikel 4
Abs. 2 Nr. 1 bis 4 und 9 genannten Angelegenheiten geben.
2Er ist vor einem Beschluss des Verwaltungsausschusses nach
Artikel 4 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 zu hören.

Artikel 6

Leitung der Zentralstelle

(1) Die Direktorin oder der Direktor wird durch das für das
Hochschulwesen zuständige Ministerium des Sitzlandes im
Einvernehmen mit dem Verwaltungsausschuss bestellt.

(2) Die Direktorin oder der Direktor vertritt die Zentralstelle
gerichtlich und außergerichtlich und führt die Geschäfte der
Zentralstelle.

Artikel 7

Kapazitätsermittlung und Festsetzung 
von Zulassungszahlen

(1) 1Für die Vergabe von Studienplätzen in Studiengängen,
die in das zentrale Vergabeverfahren einbezogen sind, sind
Zulassungszahlen nach Artikel 15 Abs. 1 Nr. 10 und nach
Maßgabe des Landesrechts festzusetzen. 2Zulassungszahl ist
die Zahl der von der einzelnen Hochschule höchstens aufzu-
nehmenden Bewerberinnen und Bewerber in einem Studien-
gang. 3Sie wird auf der Grundlage der jährlichen Aufnahme-
kapazität festgesetzt. 4Zulassungszahlen dürfen nur für einen
bestimmten Zeitraum, höchstens für die Dauer eines Jahres,
festgesetzt werden.

(2) 1Die Zulassungszahlen sind so festzusetzen, dass nach
Maßgabe der haushaltsrechtlichen Vorgaben und unter Be-
rücksichtigung der räumlichen und fachspezifischen Gege-
benheiten eine erschöpfende Nutzung der Ausbildungskapa-
zität erreicht wird; die Qualität in Forschung und Lehre, die
geordnete Wahrnehmung der Aufgaben der Hochschule, ins-
besondere in Forschung, Lehre und Studium sowie in der
Krankenversorgung, sind zu gewährleisten. 2Bei der Erpro-
bung neuer Studiengänge und -methoden, bei der Neuord-
nung von Studiengängen und Fachbereichen und beim Aus-
oder Aufbau der Hochschulen können Zulassungszahlen
abweichend von Satz 1 festgesetzt werden.

(3) 1Die jährliche Aufnahmekapazität wird auf der Grundla-
ge des Lehrangebots, des Ausbildungsaufwands und weiterer
kapazitätsbestimmender Kriterien ermittelt. 2Dem Lehrange-
bot liegen die Stellen für das hauptamtlich tätige wissen-
schaftliche Personal, soweit ihm Lehraufgaben übertragen
sind, die Lehraufträge und die dienstrechtlichen Lehrver-
pflichtungen zugrunde unter Berücksichtigung festgelegter
Reduzierungen, insbesondere im medizinischen Bereich für
Krankenversorgung und diagnostische Leistungen. 3Der Aus-
bildungsaufwand ist durch studiengangspezifische Norm-
werte festzusetzen, die den Aufwand festlegen, der für die
ordnungsgemäße Ausbildung einer oder eines Studierenden
in dem jeweiligen Studiengang erforderlich ist. 4Bei der Fest-
setzung von Normwerten sind ausbildungsrechtliche Vor-
schriften sowie der Ausbildungsaufwand in gleichartigen und
vergleichbaren Studiengängen zu beachten. 5Die Normwerte
haben eine gleichmäßige und erschöpfende Auslastung der
Hochschulen zu gewährleisten; in diesem Rahmen sind die

Hochschulen bei der Gestaltung von Lehre und Studium frei.
6Die Normwerte werden durch Rechtsverordnung festgesetzt.
7Weitere kapazitätsbestimmende Kriterien sind insbesondere
die räumlichen und sächlichen Gegebenheiten, zusätzliche
Belastungen auf Grund der bisherigen Entwicklung der  Studi-
enanfängerzahl und der Zahl der Studierenden, die Ausstat-
tung mit nichtwissenschaftlichem Personal, das Verbleibe-
verhalten der Studierenden (Schwund) und die besonderen
Gegebenheiten in den medizinischen Studiengängen, insbe-
sondere eine ausreichende Zahl von für die Lehre geeigneten
Patientinnen und Patienten.

(4) Vor der Festsetzung von Zulassungszahlen legt die
Hochschule der zuständigen Landesbehörde einen Bericht mit
ihren Kapazitätsberechnungen vor.

(5) Bei der Feststellung der Aufnahmekapazität gemäß Ab-
satz 3 bleiben Maßnahmen zum Ausgleich zusätzlicher Belas-
tungen auf Grund der bisherigen Entwicklung der Studienan-
fängerzahl und der Zahl der Studierenden unberücksichtigt;
sie sind gesondert auszuweisen.

Artikel 8

Einbeziehung von Studiengängen

(1) 1In das Verfahren der Zentralstelle ist ein Studiengang
zum frühestmöglichen Zeitpunkt einzubeziehen, wenn für
ihn für alle staatlichen Hochschulen Zulassungszahlen fest-
gesetzt sind und zu erwarten ist, dass die Bewerberzahl die
Gesamtzahl der zur Verfügung stehenden Studienplätze über-
steigt, soweit nicht wegen der Art der Zugangsvorausset-
zungen oder der Auswahlmaßstäbe den Hochschulen die Ent-
scheidung vorbehalten wird. 2In das Verfahren der Zentral-
stelle soll ein Studiengang einbezogen werden, wenn nur für
die Mehrzahl der staatlichen Hochschulen Zulassungszahlen
festgesetzt sind und zu erwarten ist, dass die Bewerberzahl die
Gesamtzahl der zur Verfügung stehenden Studienplätze min-
destens erreicht. 3Das Gleiche gilt, wenn aus anderen Grün-
den eine zentrale Vergabe der Studienplätze sinnvoll ist.

(2) Bei der Einbeziehung eines Studiengangs in das Verfah-
ren der Zentralstelle ist insbesondere festzulegen,

1. ob für den Studiengang 

a) ein Verteilungsverfahren (Artikel 9 Abs. 1) oder

b) ein Auswahlverfahren (Artikel 9 Abs. 2) 

durchzuführen ist,

2. für welchen Bewerberkreis die Einbeziehung gilt,

3. für welche Fälle den Hochschulen die Entscheidung vor-
behalten bleibt.

(3) 1In den einbezogenen Studiengängen findet ein Aus-
wahlverfahren statt, sofern nicht ein Verteilungsverfahren
festgelegt wird. 2Die Verfahrensart ist für jedes Vergabeverfah-
ren zu überprüfen. 3Die Festlegung eines Verteilungsverfah-
rens ist auf höchstens zwei aufeinander folgende Vergabe-
verfahren beschränkt.

(4) 1Die Einbeziehung eines Studiengangs in das Verfahren
der Zentralstelle kann befristet werden. 2Die Einbeziehung ist
aufzuheben, wenn die Voraussetzungen dafür entfallen sind
oder ein Bedürfnis für eine zentrale Vergabe der Studienplätze
nicht mehr besteht.

Artikel 9

Verfahrensarten

(1) In Studiengängen, in welchen in den beiden vorange-
gangenen Semestern alle Bewerberinnen und Bewerber zuge-
lassen werden konnten und die Zahl der Eingeschriebenen die
Gesamtzahl der zur Verfügung stehenden Studienplätze nicht
oder nicht wesentlich überschritten hat, soll ein Verteilungs-
verfahren festgelegt werden, es sei denn, dass auf Grund tat-
sächlicher Anhaltspunkte zu erwarten ist, dass die Zahl der
Einschreibungen die Zahl der zur Verfügung stehenden Stu-
dienplätze wesentlich übersteigen wird.
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(2) In Studiengängen, in welchen im Hinblick auf die Ein-
schreibergebnisse vorangegangener Semester zu erwarten ist,
dass die Zahl der Einschreibungen die Gesamtzahl der zur
Verfügung stehenden Studienplätze so wesentlich übersteigen
wird, dass ein Verteilungsverfahren nicht beschlossen werden
kann, wird ein Auswahlverfahren durchgeführt.

Artikel 10

Verteilungsverfahren

(1) In einem Verteilungsverfahren nach Artikel 9 Abs. 1
werden die an den einzelnen Hochschulen vorhandenen Stu-
dienplätze von der Zentralstelle möglichst nach den Ortswün-
schen der Bewerberinnen und Bewerber und, soweit not-
wendig, bis zu einem Viertel der Studienplätze nach dem
Grad der nachgewiesenen Qualifikation für das gewählte Stu-
dium, im Übrigen vor allem nach den für die Ortswahl maß-
gebenden sozialen, insbesondere familiären und wirtschaftli-
chen Gründen vergeben.

(2) Im Verteilungsverfahren ist ein Teil der Studienplätze
ausländischen Staatsangehörigen und Staatenlosen, die Deut-
schen nicht gleichgestellt sind, vorzubehalten. 

Artikel 11

Auswahlverfahren

(1) 1In einem Auswahlverfahren werden die Bewerberinnen
und Bewerber nach den Artikeln 12 und 13 sowie nach Ab-
satz 4 ausgewählt. 2Bei den Bewerbungen für diese Studien-
plätze dürfen sechs Ortswünsche in einer Rangliste angegeben
werden. 3Die ausgewählten Bewerberinnen und Bewerber
werden in den Fällen des Artikels 13 Abs. 1 Nr. 3 von der
Hochschule zugelassen. 4Im Übrigen werden sie den einzel-
nen Hochschulen möglichst nach ihren Ortswünschen und,
soweit notwendig, in den Fällen des Artikels 13 Abs. 1 Nr. 1
vor allem nach dem Grad der nachgewiesenen Qualifikation
für das gewählte Studium, in allen anderen Fällen vor allem
nach den für die Ortswahl maßgebenden sozialen, insbeson-
dere familiären und wirtschaftlichen Gründen zugewiesen.
5Ist danach im Einzelfall keine Zulassung möglich, rückt die
rangnächste Bewerberin oder der rangnächste Bewerber der
jeweiligen Gruppe nach, sofern sie oder er sich für eine Hoch-
schule beworben hat, an der noch Studienplätze frei sind.

(2) 1Den Bewerberinnen und Bewerbern dürfen keine Nach-
teile entstehen 

1. aus der Erfüllung von Dienstpflichten nach Artikel 12 a
des Grundgesetzes und der Übernahme solcher Dienst-
pflichten und entsprechender Dienstleistungen auf Zeit
bis zur Dauer von drei Jahren,

2. aus dem Entwicklungsdienst nach dem Entwicklungshel-
fergesetz vom 18. Juni 1969 (BGBl. I S. 549) in der jeweils
geltenden Fassung,

3. aus der Ableistung eines freiwilligen sozialen Jahres nach
dem Gesetz zur Förderung eines freiwilligen sozialen Jah-
res vom 17. August 1964 (BGBl. I S. 640) in der jeweils gel-
tenden Fassung oder aus der Ableistung eines freiwilligen
ökologischen Jahres nach dem Gesetz zur Förderung eines
freiwilligen ökologischen Jahres vom 17. Dezember 1993
(BGBl. I S. 2118) in der jeweils geltenden Fassung oder im
Rahmen eines von der Bundesregierung geförderten Mo-
dellprojektes,

4. aus der Betreuung oder Pflege eines Kindes unter 18 Jah-
ren oder einer pflegebedürftigen Person aus dem Kreis der
sonstigen Angehörigen bis zur Dauer von drei Jahren.

(3) Wer zum Bewerbungsstichtag das 55. Lebensjahr vollen-
det hat, wird an einem Auswahlverfahren nur beteiligt, wenn
für das beabsichtigte Studium unter Berücksichtigung der per-
sönlichen Situation schwerwiegende wissenschaftliche oder
berufliche Gründe sprechen.

(4) Studienplätze nach Artikel 14 Abs. 3, bei denen die Zu-
lassung auf den ersten Teil des Studiengangs beschränkt ist,
weil das Weiterstudium an einer deutschen Hochschule nicht
gewährleistet ist, können auch durch das Los vergeben wer-
den.

Artikel 12

Vorabquoten

(1) 1In einem Auswahlverfahren sind bis zu zwei Zehntel
der zur Verfügung stehenden Studienplätze vorzubehalten
für:

1. Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des
Zulassungsantrages eine außergewöhnliche Härte bedeu-
ten würde,

2. Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund entspre-
chender Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in
Bereichen besonderen öffentlichen Bedarfs auszuüben,

3. ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie
nicht Deutschen gleichgestellt sind,

4. Bewerberinnen und Bewerber, die in einem noch nicht ab-
geschlossenen Studiengang die Qualifikation für das ge-
wählte Studium erworben haben,

5. Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in
einem anderen Studiengang abgeschlossen haben (Bewer-
berinnen und Bewerber für ein Zweitstudium),

6. in der beruflichen Bildung Qualifizierte, die über keine
sonstige Studienberechtigung verfügen.

2Die Quote nach Satz 1 Nr. 6 soll nur gebildet werden, wenn
zu erwarten ist, dass der Anteil der ihr unterfallenden Bewer-
berinnen und Bewerber an der Bewerbergesamtzahl mindes-
tens eins vom Hundert beträgt; wird die Quote nicht gebildet,
erfolgt eine Beteiligung am Verfahren nach Artikel 13.

(2) 1Die Quoten nach Absatz 1 Satz 1 können für die Stu-
dienplätze je Studienort oder für die Gesamtzahl aller Stu-
dienplätze gebildet werden. 2Daneben kann bestimmt werden,
dass der Anteil der Studienplätze für die Bewerbergruppen
nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 bis 6 an der Gesamtzahl der Stu-
dienplätze je Bewerbergruppe nicht größer sein darf als der
Anteil der jeweiligen Bewerbergruppe an der Bewerberge-
samtzahl. 3Nicht in Anspruch genommene Studienplätze aus
der Quote nach Absatz 1 Nr. 3 werden nach Artikel 13 Abs. 1
Nr. 3 vergeben. 4Nicht in Anspruch genommene Studienplät-
ze aus den Quoten nach Absatz 1 Nr. 1, 2, 4, 5 und 6 werden
nach Artikel 13 Abs. 1 Nr. 2 vergeben.

(3) 1Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn besonde-
re, vor allem soziale und familiäre Gründe in der Person der
Bewerberin oder des Bewerbers die sofortige Aufnahme des
Studiums zwingend erfordern. 2Wer geltend macht, aus nicht
selbst zu vertretenden Umständen daran gehindert gewesen
zu sein, einen für die Berücksichtigung bei der Auswahl nach
Artikel 13 Abs. 1 Nr. 1 und 2 besseren Wert zu erreichen,
wird mit dem nachgewiesenen Wert an der Vergabe der Stu-
dienplätze in diesen Quoten beteiligt.

(4) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4
werden nach dem Grad der Qualifikation ausgewählt.

(5) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 5
werden nach den Prüfungsergebnissen des Erststudiums und
nach den für die Bewerbung für ein weiteres Studium maß-
geblichen Gründen ausgewählt. 

(6) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 6
werden in erster Linie unter Qualifikationsgesichtspunkten
ausgewählt.

(7) Wer den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 6 unter-
fällt, kann nicht im Verfahren nach Artikel 13 zugelassen wer-
den; Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 bleibt unberührt.
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Artikel 13

Hauptquoten

(1) Im Auswahlverfahren werden die nach Abzug der Stu-
dienplätze nach Artikel 12 verbleibenden Studienplätze nach
folgenden Grundsätzen vergeben:

1. zu einem Fünftel der Studienplätze an jeder Hochschule
durch die Zentralstelle nach dem Grad der Qualifikation
für das gewählte Studium. 2Qualifikationsgrade, die nur
geringfügig voneinander abweichen, können als rang-
gleich behandelt werden. 3Die Länder tragen dafür Sorge,
dass die Nachweise innerhalb eines Landes und im Ver-
hältnis der Länder untereinander hinsichtlich der jeweili-
gen Anforderungen und Bewertungen vergleichbar sind.
4Solange die Vergleichbarkeit im Verhältnis der Länder
untereinander nicht gewährleistet ist, werden für die Aus-
wahl der Studienbewerberinnen und -bewerber Landes-
quoten gebildet. 5Die Quote eines Landes bemisst sich zu
einem Drittel nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der
Bewerberinnen und Bewerber für den betreffenden Stu-
diengang (Bewerberanteil) und zu zwei Dritteln nach sei-
nem Anteil an der Gesamtzahl der Achtzehn- bis unter
Einundzwanzigjährigen (Bevölkerungsanteil); für die Län-
der Berlin, Bremen und Hamburg werden die sich danach
ergebenden Quoten um drei Zehntel erhöht. 6Bei der Be-
rechnung des Bewerberanteils werden nur Personen be-
rücksichtigt, die eine Hochschulzugangsberechtigung
besitzen, die von allen Ländern gegenseitig anerkannt ist;

2. zu einem Fünftel der Studienplätze nach der Dauer der
Zeit seit dem Erwerb der Qualifikation für den gewählten
Studiengang (Wartezeit). 2Zeiten eines Studiums an einer
deutschen Hochschule werden auf die Wartezeit nicht an-
gerechnet;

3. im Übrigen von den Hochschulen nach dem Ergebnis ei-
nes Auswahlverfahrens. 2Die jeweilige Hochschule vergibt
die Studienplätze in diesem Verfahren nach Maßgabe des
jeweiligen Landesrechts insbesondere

a) nach dem Grad der Qualifikation,

b) nach den gewichteten Einzelnoten der Qualifikation
für das gewählte Studium, die über die fachspezifische
Eignung Auskunft geben,

c) nach dem Ergebnis eines fachspezifischen Studierfä-
higkeitstests,

d) nach der Art einer Berufsausbildung oder Berufstätig-
keit,

e) nach dem Ergebnis eines von der Hochschule durchzu-
führenden Gesprächs mit den Bewerberinnen und Be-
werbern, das Aufschluss über die Motivation der
Bewerberin oder des Bewerbers und über die Identifi-
kation mit dem gewählten Studium und dem ange-
strebten Beruf geben sowie zur Vermeidung von
Fehlvorstellungen über die Anforderungen des Studi-
ums dienen soll,

f) auf Grund einer Verbindung von Maßstäben nach den
Buchstaben a bis e.

3Bei der Auswahlentscheidung muss dem Grad der Quali-
fikation ein maßgeblicher Einfluss gegeben werden. 4Die
Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Auswahl-
verfahren kann begrenzt werden. 5In diesem Fall entschei-
det die Hochschule über die Teilnahme nach einem der in
Satz 2 Buchstabe a bis d genannten Maßstäbe, nach dem
Grad der Ortspräferenz oder nach einer Verbindung dieser
Maßstäbe. 6Bewerberinnen und Bewerber, die nach Num-
mer 1 oder 2 ausgewählt wurden, nehmen am Auswahl-
verfahren nicht teil.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 kann bei Rang-
gleichheit eine Verbindung der Maßstäbe nach Absatz 1 Nr. 1
und 2 vorgesehen werden.

(3) 1Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 nach
Anwendung der Absätze 1 und 2 Ranggleichheit, wird vorran-
gig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach Artikel 11 Abs. 2
angehört. 2Besteht danach noch Ranggleichheit, kann eine
Entscheidung durch das Los vorgesehen werden.

(4) Aus den Quoten nach Absatz 1 Nr. 1 und Nr. 2 nicht in
Anspruch genommene Studienplätze werden nach Absatz 1
Nr. 3 vergeben.

Artikel 14

Verfahrensvorschriften

(1) 1Wer nach Artikel 13 Abs. 1 Nr. 3 von einer Hochschule
ausgewählt worden ist, wird von der Hochschule zugelassen.
2Wer nicht ausgewählt worden ist, erhält von der Hochschule
einen auf die Auswahl in ihrem Verfahren beschränkten Ab-
lehnungsbescheid. 3Ein Widerspruchsverfahren gegen Be-
scheide der Hochschulen findet nicht statt.

(2) Die Zentralstelle ermittelt in den Quoten nach Artikel 12
Abs. 1 Nr. 1, 2, 4, 5 und 6, Artikel 13 Abs. 1 Nr. 1 und 2 sowie
Artikel 11 Abs. 4 auf Grund der Bewerbungsunterlagen nach
den jeweiligen Zulassungsbestimmungen, an welcher Hoch-
schule eine Zulassung erfolgen kann und erlässt den Zulas-
sungsbescheid.

(3) Soweit an einer Hochschule für den ersten Teil eines
Studiengangs eine höhere Ausbildungskapazität als für späte-
re Teile dieses Studiengangs besteht, wird die Zulassung auf
den ersten Teil des Studiengangs beschränkt.

(4) Die Hochschule ist verpflichtet, die von der Zentralstelle
Zugelassenen einzuschreiben, wenn die übrigen Einschreib-
voraussetzungen vorliegen.

(5) Ein Widerspruchsverfahren gegen Bescheide der Zent-
ralstelle über die Zulassungsanträge findet nicht statt.

(6) 1Beruht die Zulassung durch die Hochschule oder die
Zentralstelle auf falschen Angaben im Zulassungsantrag, wird
sie zurückgenommen; ist die Zulassung sonst fehlerhaft, kann
sie zurückgenommen werden. 2Nach Ablauf eines Jahres ist
die Rücknahme der Zulassung durch die Zentralstelle ausge-
schlossen.

(7) Die Zentralstelle ist nach Maßgabe der Rechtsverord-
nungen nach Artikel 15 berechtigt, Versicherungen an Eides
statt zu verlangen und abzunehmen.

Artikel 15

Rechtsverordnungen

(1) Die Länder bestimmen durch Rechtsverordnungen die
Einzelheiten des Verfahrens und der dabei anzuwendenden
inhaltlichen Kriterien, insbesondere: 

1. die Verteilungs- und Auswahlkriterien (Artikel 10 bis 12
sowie 13 Abs. 1 Nr. 1 und 2),

2. die Quoten nach Artikel 10 Abs. 1 und 2, Artikel 12
Abs. 1,

3. den Ablauf des Verteilungsverfahrens nach Artikel 10,

4. die Festlegungen nach Artikel 8 Abs. 2,

5. den Ablauf des Bewerbungsverfahrens, insbesondere die
Fälle, in denen Bewerbungen an die Zentralstelle zu rich-
ten sind, einschließlich der Fristen; dabei kann die Ver-
pflichtung zur elektronischen Antragstellung vorgesehen
werden;

6. den Ablauf des Vergabeverfahrens sowie die Vergabe
nicht in Anspruch genommener oder aus anderen Grün-
den frei gebliebener Plätze auch an Bewerberinnen und
Bewerber, die die Fristen versäumt haben,

7. die Vergabe der Studienplätze nach Artikel 11 Abs. 4,
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8. die Einbeziehung und die Aufhebung der Einbeziehung
von Studiengängen, 

9. die Normwerte sowie die Kapazitätsermittlung nach Arti-
kel 7, 

10. die Festsetzung von Zulassungszahlen nach Artikel 7, so-
weit das Landesrecht dafür keine andere Rechtsform vor-
sieht,

11. die Gleichstellung weiterer Personen mit Deutschen auf
Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen nach Arti-
kel 1 Abs. 1 Satz 4.

(2) Die Rechtsverordnungen der Länder nach Absatz 1 müs-
sen übereinstimmen, soweit dies für eine zentrale Vergabe der
Studienplätze notwendig ist.

Artikel 16

Haushalt der Zentralstelle

(1) Der Haushaltsvorentwurf bedarf der Zustimmung der
für das Hochschulwesen zuständigen Ministerien und der Fi-
nanzministerien der Länder mit einer Mehrheit von jeweils
zwei Dritteln der Stimmen.

(2) 1Das Sitzland verpflichtet sich, den Haushalt der Zent-
ralstelle nach den Beschlüssen der für das Hochschulwesen
zuständigen Ministerien und der Finanzministerien der Län-
der in seinen Haushaltsplan aufzunehmen. 2Die Länder ver-
pflichten sich, dem Sitzland den rechnungsmäßigen Zu-
schussbetrag anteilig zu erstatten. 3Der Betrag wird auf die
einzelnen Länder zu zwei Dritteln nach dem Verhältnis ihrer
Steuereinnahmen und zu einem Drittel nach dem Verhältnis
ihrer Bevölkerungszahl umgelegt. 4Als Steuereinnahmen gel-
ten die im Länderfinanzausgleich zugrunde gelegten Steuer-
einnahmen der Länder. 5Die Steuereinnahmen erhöhen oder
vermindern sich um die Beträge, welche die Länder im Rah-
men des Länderfinanzausgleichs von anderen Ländern erhal-
ten oder an andere Länder abführen. 6Maßgebend sind die
Steuereinnahmen und die vom Statistischen Bundesamt für
den 30. Juni festgestellte Bevölkerungszahl des dem Haus-
haltsjahr zwei Jahre vorausgehenden Haushaltsjahres.

(3) 1Die in die Haushaltsrechnung der Zentralstelle nicht
eingehenden besonderen Kosten des Sitzlandes, die im Be-
reich der Verwaltungsgerichtsbarkeit und für die Aufsicht
über die Zentralstelle entstehen, werden von den übrigen Län-
dern dem Sitzland durch eine Pauschalzahlung in Höhe von
insgesamt 2 vom Hundert des Erstattungsbetrages nach Ab-
satz 2 Satz 2 abgegolten. 2Hierfür gelten die Bestimmungen
des Absatzes 2 Satz 2 bis 6 entsprechend.

(4) 1Die Anteilsbeträge der Länder werden im Laufe eines je-
den Haushaltsjahres in zwei Teilbeträgen zum 1. Januar und
zum 1. Juli nach den Ansätzen des Haushaltsplans fällig.
2Über- und Minderzahlungen gegenüber dem sich nach der
Jahresrechnung ergebenden Finanzbedarf werden bei dem
zweiten Teilbetrag des folgenden Haushaltsjahres ausgegli-
chen.

(5) 1Für die Bewirtschaftung der im Haushaltsplan ausge-
wiesenen Einnahmen und Ausgaben und für die Prüfung der
Jahresrechnung sind die im Sitzland geltenden Vorschriften
maßgebend. 2Das Sitzland teilt das Ergebnis des Prüfungsver-
fahrens den vertragschließenden Ländern mit.

Artikel 17

Staatlich anerkannte Hochschulen

1Staatlich anerkannte Hochschulen können auf Antrag des
Landes mit Zustimmung des Trägers in das Verfahren der
Zentralstelle einbezogen werden. 2Die Entscheidung trifft der
Verwaltungsausschuss. 3Öffentliche nichtstaatliche Fach-
hochschulen gelten als staatlich anerkannte Hochschulen im
Sinne dieses Staatsvertrages.

Artikel 18

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer bei einer Bewerbung ge-
genüber der Zentralstelle vorsätzlich oder fahrlässig falsche
Angaben über die für die Vergabe der Studienplätze maßgebli-
chen Daten macht.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
fünftausend Euro geahndet werden.

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die
Zentralstelle. 

Artikel 19

Schlussvorschriften

(1) 1Dieser Staatsvertrag tritt am ersten Tag des Monats in
Kraft, der auf den Monat folgt, in dem die letzte Ratifikations-
urkunde bei der Staatskanzlei des Sitzlandes hinterlegt ist. 2Er
findet erstmals auf das seinem Inkrafttreten unmittelbar nach-
folgende Vergabeverfahren Anwendung. 3Der Staatsvertrag
über die Vergabe von Studienplätzen vom 24. Juni 1999 tritt
mit Abschluss des Vergabeverfahrens außer Kraft, das dem
Vergabeverfahren nach Satz 2 vorangeht.

(2) Dieser Staatsvertrag kann von jedem Land durch schrift-
liche Erklärungen gegenüber den übrigen vertragschließenden
Ländern zum Schluss eines Kalenderjahres mit einer Frist von
einem Jahr gekündigt werden.

(3) 1Nach Außerkrafttreten dieses Staatsvertrages ist die
Zentralstelle aufzulösen. 2Die Bediensteten, die nicht durch
Kündigung entlassen werden können, sind nach Möglichkeit
von den Ländern in geeignete Verwaltungsbereiche zu über-
nehmen. 3Die Vorschriften des Sitzlandes über die beamten-
rechtlichen Folgen bei Auflösung von Behörden bleiben unbe-
rührt.

(4) Die Länder sind verpflichtet, dem Sitzland alle in Aus-
führung dieses Staatsvertrages entstehenden Aufwendungen
für Verpflichtungen, die über das Ende dieses Staatsvertrages
hinaus bestehen bleiben, nach Maßgabe des Artikels 16 Abs. 2
zu erstatten.

(5) Über die Verwendung des der Zentralstelle dienenden
Vermögens beschließen die für das Hochschulwesen zustän-
digen Ministerien und die Finanzministerien der Länder mit
einer Mehrheit von jeweils zwei Dritteln der Stimmen.

Berlin, den 22. Juni 2006

Für das Land Baden-
Württemberg: Günther H. O e t t i n g e r

Für den Freistaat Bayern: Dr. Edmund S t o i b e r

Für das Land Berlin: Klaus W o w e r e i t

Für das Land Brandenburg: M. P l a t z e c k

Für die Freie Hansestadt 
Bremen: Jens B ö h r n s e n

Für die Freie und Hansestadt 
Hamburg: Ole v. B e u s t

Für das Land Hessen: R. K o c h

Für das Land Mecklenburg-
Vorpommern: H. R i n g s t o r f f

Für das Land Niedersachsen: Christian W u l f f

Für das Land Nordrhein-
Westfalen: R ü t t g e r s

Für das Land Rheinland-Pfalz: Kurt B e c k

Für das Saarland: Peter M ü l l e r

Für den Freistaat Sachsen: Georg M i l b r a d t

Für das Land Sachsen-Anhalt: W. B ö h m e r

Für das Land Schleswig-
Holstein: Peter Harry C a r s t e n s e n

Für den Freistaat Thüringen: Dieter A l t h a u s
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen Mediengesetzes

Vom 7. Juni 2007

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Niedersächsische Mediengesetz vom 1. November 2001
(Nds. GVBl. S. 680), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. De-
zember 2003 (Nds. GVBl. S. 423), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Sätze 1 und 2 wird jeweils das Wort „Mediendiens-
ten“ durch das Wort „Telemedien“ ersetzt.

2. In § 3 Abs 9 Satz 2 Halbsatz 2 werden die Worte „Regulie-
rungsbehörde für Telekommunikation und Post“ durch
das Wort „Bundesnetzagentur“ ersetzt.

3. § 5 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt geän-
dert:

Nach dem Wort „einen“ werden die Worte „bereits
zugelassenen“ und nach dem Wort „auszuschreiben“
werden die Worte „und einem Veranstalter zuzuweisen“
eingefügt.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Unter mehreren Antragstellern hat derjenige den
Vorrang, dessen Programm den größten Beitrag zur
Vielfalt des Programmangebots des privaten Rund-
funks im Verbreitungsgebiet erwarten lässt.“

4. § 8 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Am Ende der Nummer 5 wird der Punkt durch
das Wort „und“ ersetzt.

bb) Es wird die folgende Nummer 6 angefügt:

„6. die regionale Authentizität bei der auf Nie-
dersachsen bezogenen Programmgestaltung.“

b) Satz 3 wird gestrichen.

5. § 15 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „tagesak-
tuell“ die Worte „und authentisch“ eingefügt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „tagesaktuell“
die Worte „und authentisch“ eingefügt.

bb) In Satz 4 Halbsatz 1 werden nach dem Wort „ta-
gesaktuell“ die Worte „und authentisch“ einge-
fügt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „tagesaktuellen“
die Worte „und authentischen“ eingefügt.

bb) Satz 4 erhält folgende Fassung:

„4Soll eine Zulassung nach § 25 Abs. 4 Satz 3
RStV nicht verlängert werden, so schreibt die
Landesmedienanstalt für die Erteilung der Zulas-
sung die Veranstaltung des Fensterprogramms
nach Anhörung des Veranstalters des Vollpro-
gramms aus.“

cc) Es werden die folgenden Sätze 5 bis 7 angefügt:

„5Die Landesmedienanstalt teilt dem Veranstal-
ter des Vollprogramms mit, auf welche Bewer-
bungen eine Zulassung erteilt werden kann. 6Sie
erörtert mit ihm die Bewerbungen mit dem Ziel,
eine einvernehmliche Auswahl zu treffen. 7Kommt

eine Einigung nicht zustande, so wählt sie den
Bewerber aus, dessen Programm erwarten lässt,
dass es die Anforderungen nach Satz 1 am besten
erfüllt.“

d) Es wird der folgende Absatz 4 angefügt:

„(4) 1Die Zulassung nach § 25 Abs. 4 Satz 3 RStV ist
entsprechend dem Antrag, jedoch auf höchstens fünf
Jahre, zu befristen. 2Sie kann um jeweils bis zu drei
Jahre verlängert werden. 3Die Zulassung erlischt,
wenn die Zulassung des Veranstalters des Vollpro-
gramms endet. 4Vor der Entscheidung über eine Ver-
längerung der Zulassung nach § 25 Abs. 4 Satz 3 RStV
hat die Landesmedienanstalt den Veranstalter des
Vollprogramms anzuhören.“

6. § 33 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 2 wird der folgende neue Absatz 3 einge-
fügt:

„(3) 1Gibt es mehrere Antragsteller für die Veran-
staltung von Rundfunksendungen im Zusammenhang
mit einer öffentlichen Veranstaltung und reichen die
zur Verfügung stehenden Übertragungskapazitäten
nicht aus, um allen Antragstellern eine Zulassung zu
erteilen, so wirkt die Landesmedienanstalt auf eine Ei-
nigung der Antragsteller hin. 2Kommt eine Einigung
nicht zustande, so wählt die Landesmedienanstalt
nach Anhörung des für die Durchführung der öffentli-
chen Veranstaltung Verantwortlichen den Antragstel-
ler aus, dessen inhaltliche Programmplanung die
nach Art und Umfang am besten geeignete Berichter-
stattung über die Veranstaltung erwarten lässt.“

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und erhält fol-
gende Fassung:

„(4) 1Die Zulassung ist entsprechend dem Antrag zu
befristen

1. im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 auf längstens
drei Jahre und

2. im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 für die Dauer
des zeitlichen Zusammenhangs mit der Veranstal-
tung.

2Für mehrtägige Veranstaltungen im Sinne des Absat-
zes 1 Satz 1 Nr. 2 kann die Zulassung frühestens sechs
Monate vor Beginn der Veranstaltung erteilt werden.
3Für eintägige regelmäßig wiederkehrende öffentliche
Veranstaltungen kann die Zulassung für mehrere Ver-
anstaltungen innerhalb von höchstens drei Jahren er-
teilt werden.“

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

7. § 34 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Landesregierung“ durch
das Wort „Staatskanzlei“ ersetzt.

bb) Der bisherige Satz 3 wird neuer Absatz 3.

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 4
und 5.

c) Dem neuen Absatz 5 werden die folgenden Sätze 3
und 4 angefügt:

„3Die Landesmedienanstalt weist einem oder mehre-
ren Versuchsteilnehmern die erforderlichen Übertra-
gungskapazitäten für den Versuch zu; die Versuchs-
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teilnehmer müssen keine Rundfunkveranstalter sein.
4Für die Entscheidung nach Satz 3 ist maßgeblich, wie
der Versuchszweck im Rahmen der festgelegten Ver-
suchsbedingungen (Absatz 2 Satz 1) bestmöglich er-
reicht werden kann.“

8. In der Überschrift des vierten Teils wird das Wort „Me-
diendiensten“ durch das Wort „Telemedien“ ersetzt.

9. § 35 Abs. 1 Nr. 5 erhält folgende Fassung:

„5. Telemedien.“

10. § 37 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Mediendiensten“
durch das Wort „Telemedien“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „Mediendienste
nach dem Staatsvertrag über Mediendienste“ durch
das Wort „Telemedien“ ersetzt.

c) In Absatz 3 wird das Wort „Mediendienstes“ durch
das Wort „Telemedienangebots“ ersetzt.

11. In § 39 Nrn. 3 und 9 wird jeweils das Wort „Mediendiens-
ten“ durch das Wort „Telemedien“ ersetzt.

12. § 44 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 5 erhält folgende Fassung:

„5. Entscheidung über die Erteilung sowie über
Rücknahme oder Widerruf 

a) einer Zulassung, ausgenommen die Fälle des
§ 33, und

b) einer Zuweisung von Übertragungskapazitä-
ten nach § 5 Abs. 2 Satz 1 und § 34 Abs. 5
Satz 3,“.

b) In Nummer 7 wird die Verweisung „§ 15 Abs. 2 Satz 6
und Abs. 3 Sätze 3 und 4“ durch die Verweisung „§ 15
Abs. 2 Satz 6 und Abs. 3 Satz 3“ ersetzt.

c) In Nummer 10 wird das Wort „Mediendiensten“
durch das Wort „Telemedien“ ersetzt.

13. § 49 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Angestellten,
Arbeiterinnen und Arbeiter“ durch das Wort „Be-
schäftigten“ und die Worte „Angestellte, Arbeiterin-
nen und Arbeiter“ durch das Wort „Beschäftigte“
ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „(Vergütungs-,
Lohn-)Gruppen“ durch die Worte „und Entgeltgrup-
pen“ ersetzt.

14. § 56 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird die Verweisung „§ 5 a Abs. 1 oder 3
RStV“ durch die Verweisung „§ 4 Abs. 1 oder 3 RStV“
ersetzt.

b) Die bisherigen Nummern 23 bis 30 werden durch die
folgenden neuen Nummern 23 bis 28 ersetzt:

„23. entgegen § 12 Abs. 3 des Telemediengesetzes in
Verbindung mit § 47 Abs. 1 RStV die Nutzung
von Rundfunk von einer Einwilligung der Nut-
zerin oder des Nutzers in eine Verarbeitung ihrer
oder seiner Daten für andere Zwecke abhängig
macht,

24. entgegen § 13 Abs. 1 Satz 1 oder 2 des Teleme-
diengesetzes in Verbindung mit § 47 Abs. 1 RStV
eine Nutzerin oder einen Nutzer nicht, nicht
richtig, nicht vollständig, nicht allgemein ver-
ständlich oder nicht rechtzeitig unterrichtet,

25. entgegen § 13 Abs. 2 oder 4 Satz 1 Nrn. 1 bis 5
des Telemediengesetzes in Verbindung mit § 47
Abs. 1 RStV einer dort genannten Pflicht zur Si-
cherstellung nicht oder nicht richtig nachkommt,

26. entgegen § 14 Abs. 1 oder § 15 Abs. 1 oder 8
Satz 1 des Telemediengesetzes in Verbindung mit
§ 47 Abs. 1 RStV personenbezogene Daten verar-
beitet oder entgegen § 15 Abs. 8 Sätze 1 und 2 des
Telemediengesetzes in Verbindung mit § 47 Abs. 1
RStV nicht löscht,

27. entgegen § 15 Abs. 3 Satz 3 des Telemediengeset-
zes in Verbindung mit § 47 Abs. 1 RStV ein Nut-
zungsprofil mit Daten über die Trägerin oder den
Träger des Pseudonyms zusammenführt,

28. entgegen § 47 Abs. 3 Satz 4 RStV Angebote gegen
den Abruf oder Zugriff durch die oder den Lan-
desbeauftragten für den Datenschutz sperrt.“

15. § 57 wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 1, 2 und 7 bis 9 werden gestrichen.

b) Die bisherigen Absätze 3 bis 6 werden Absätze 1 bis 4.

c) Es wird der folgende neue Absatz 5 angefügt:

„(5) Einer erstmaligen Verlängerung der Zulassung
zur Veranstaltung eines Fensterprogramms (§ 15 Abs. 4
Satz 2) stehen Veränderungen zur Erfüllung der Vor-
aussetzungen des § 25 Abs. 4 Satz 4 RStV nicht ent-
gegen.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2007 in Kraft.

Hannover, den 7. Juni 2007

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Jürgen  G a n s ä u e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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G e s e t z
über die „Stiftung Zukunfts- und 
Innovationsfonds Niedersachsen“

Vom 7. Juni 2007

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Errichtung

(1) Es wird die „Stiftung Zukunfts- und Innovationsfonds
Niedersachsen“ als Stiftung des öffentlichen Rechts errichtet. 

(2) Die Stiftung hat ihren Sitz in Hannover.

§ 2

Zweck und Aufgaben

1Die Stiftung hat den Zweck, die Wirtschaftskraft Nieder-
sachsens zu stärken und zur Schaffung von Arbeits- und Aus-
bildungsplätzen beizutragen. 2Zu ihren Aufgaben gehört die
Förderung

1. von Innovationen zur Erneuerung und Modernisierung
der Wirtschaft,

2. des Technologietransfers aus den Hochschulen und wis-
senschaftlichen Forschungseinrichtungen in die Wirt-
schaft,

3. der Kultur der Innovation in der schulischen und außer-
schulischen Bildung,

4. der anwendungsorientierten Forschung und Entwicklung
in Wirtschaft und Wissenschaft und

5. der nachhaltigen Entwicklung und des nachhaltigen Wirt-
schaftens.

§ 3

Stiftungsvermögen

(1) Das Vermögen der Stiftung besteht bei ihrer Errichtung
aus einem Finanzkapital von 20 Millionen Euro.

(2) Das Stiftungsvermögen kann durch Zustiftungen erhöht
werden. 

(3) Das Stiftungsvermögen ist in seinem Wert ungeschmälert
zu erhalten.

§ 4

Organe

Organe der Stiftung sind das Kuratorium und die Geschäfts-
führerin oder der Geschäftsführer.

§ 5

Kuratorium

(1) 1Das Kuratorium besteht aus je zwei Vertreterinnen oder
Vertretern

1. der Landesregierung als vorsitzendem und als stellvertre-
tendem vorsitzenden Mitglied,

2. aus der Wirtschaft, 

3. aus der Wissenschaft und 

4. aus der Gesellschaft. 
2Die Mitglieder des Kuratoriums werden von der Landesregie-
rung jeweils für die Dauer von drei Jahren berufen. 3Wieder-
berufungen und Abberufungen sind möglich.

(2) Das Kuratorium beschließt über

1. die Grundsätze der Stiftungstätigkeit einschließlich der
Förderungsgrundsätze,

2. den Haushaltsplan und die Jahresrechnung,

3. die Entlastung der Geschäftsführung,

4. die Vergabe von Fördermitteln und

5. andere Angelegenheiten von wesentlicher Bedeutung.

(3) Das Kuratorium beaufsichtigt die Geschäftsführung.

(4) Das Kuratorium wird von der oder dem Vorsitzenden
oder der oder dem stellvertretenden Vorsitzenden einberufen.

(5) 1Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn zu der Sitzung
ordnungsgemäß eingeladen worden und die Mehrheit seiner
Mitglieder anwesend ist. 2Beschlüsse des Kuratoriums kom-
men mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder zustande,
soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 3Bei
Stimmengleichheit gibt die Stimme des vorsitzenden Mit-
glieds den Ausschlag. 4In Personalangelegenheiten und in An-
gelegenheiten nach Absatz 2 Nrn. 2 und 3 können die Be-
schlüsse des Kuratoriums nur mit Zustimmung der Mitglieder
nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 gefasst werden.

(6) Die Mitglieder des Kuratoriums üben ihre Tätigkeit eh-
renamtlich aus.

§ 6

Geschäftsführung

(1) 1Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer vertritt
die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. 2In persönlichen
Angelegenheiten der Geschäftsführerin oder des Geschäfts-
führers wird die Stiftung vom vorsitzenden oder stellvertre-
tenden vorsitzenden Mitglied des Kuratoriums vertreten. 

(2) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer führt die
laufenden Geschäfte der Stiftung nach Maßgabe dieses Geset-
zes, der Satzung und der Beschlüsse des Kuratoriums, bereitet
die Sitzungen des Kuratoriums vor und führt dessen Be-
schlüsse aus. 

(3) 1Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer stellt
rechtzeitig vor Beginn eines jeden Haushaltsjahres einen
Haushaltsplan auf, der die zu erwartenden Einnahmen und
Ausgaben enthält. 2Innerhalb von drei Monaten nach Ab-
schluss des Haushaltsjahres erstellt die Geschäftsführerin
oder der Geschäftsführer eine Jahresrechnung.

(4) § 105 Abs. 1 Satz 1, § 106 Abs. 1 und 3, §§ 108, 109
Abs. 2 und 3 Satz 2 sowie § 111 Abs. 1 der Niedersächsischen
Landeshaushaltsordnung sind anzuwenden.

(5) 1Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer wird
vom Kuratorium jeweils für die Dauer von fünf Jahren beru-
fen. 2Eine Abberufung ist jederzeit möglich.

§ 7

Satzung

(1) 1Die Satzung der Stiftung wird vom Kuratorium mit der
Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder beschlossen. 2Sie
bedarf der Genehmigung des für Wirtschaft zuständigen Mi-
nisteriums (Fachministeriums).

(2) Die Satzung und deren Änderungen sind im Niedersäch-
sischen Ministerialblatt bekannt zu machen.
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§ 8

Aufsicht

Die Stiftung unterliegt der Rechtsaufsicht des Fachministe-
riums.

§ 9

Unterrichtung des Landtages

1Die Landesregierung erstattet dem Landtag jährlich einen
Bericht über die Tätigkeit der Stiftung und die Entwicklung
ihrer Finanzen. 2Der Bericht soll auch die Förderungsgrund-
sätze sowie die eingeleiteten und durchgeführten Fördermaß-
nahmen und deren Ergebnisse enthalten.

§ 10

Übergangsbestimmung

Bis zur ersten Sitzung des Kuratoriums nimmt das Fach-
ministerium die Aufgaben des Kuratoriums wahr.

§ 11

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 7. Juni 2007

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Jürgen  G a n s ä u e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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V e r o r d n u n g
über den Kurbeitrag im Staatsbad Pyrmont

Vom 1. Juni 2007

Aufgrund des § 18 Abs. 4 und 5 Satz 1 des Niedersäch-
sischen Verwaltungskostengesetzes (NVwKostG) in der Fas-
sung vom 25. April 2007 (Nds. GVBl. S. 172) wird verordnet:

§ 1

Erhebung von Kurbeiträgen, Beleihung

1Im Staatsbad Pyrmont wird ein Kurbeitrag erhoben. 2Die
Niedersächsisches Staatsbad Pyrmont Betriebsgesellschaft mbH
(Kurverwaltung) erhebt den Kurbeitrag und verwendet ihn im
Sinne des § 18 Abs. 1 Sätze 2 und 3 NVwKostG.

§ 2

Erhebungsgebiet

Erhebungsgebiet ist das Gebiet der Stadt Bad Pyrmont ohne
die Ortsteile Baarsen, Eichenborn, Großenberg, Hagen, Klei-
nenberg, Neersen und Thal.

§ 3

Befreiungen

(1) 1Von der Kurbeitragspflicht ist befreit,

1. wer das 18. Lebensjahr nicht vollendet hat,

2. wer nur aus beruflichen Gründen an einem Kongress, einer
Tagung, einem Lehrgang oder einer ähnlichen Veranstal-
tung in Bad Pyrmont teilnimmt,

3. wer in einem Krankenhaus im Sinne des § 107 Abs. 1 des
Fünften Buchs des Sozialgesetzbuchs stationär medizi-
nisch versorgt wird, 

4. wer sich nur zum Schulbesuch oder zur Berufsausbildung
im Erhebungsgebiet aufhält,

5. wer von einer Person, die im Erhebungsgebiet ihre Haupt-
wohnung hat oder die sich nur zum Schulbesuch, zur
Berufsausbildung oder Berufsausübung im Erhebungs-
gebiet aufhält, kostenfrei in deren häusliche Gemeinschaft
aufgenommen ist und mit dieser Person

a) verheiratet ist, 

b) in einer Lebenspartnerschaft im Sinne des Lebenspart-
nerschaftsgesetzes lebt oder

c) in gerader Linie bis zum zweiten Grad verwandt oder
verschwägert oder in der Seitenlinie bis zum zweiten
Grad verwandt oder bis zum ersten Grad verschwägert
ist,

6. wer eine Messe in Hannover oder im Einzugsbereich von
Bad Pyrmont besucht, während der Dauer der Messe, und

7. wer einen schwerbehinderten Menschen begleitet, der
einer ständigen Begleitung bedarf.

2Eine Person nach Satz 1 Nrn. 1 bis 7 ist nur von der Kur-
beitragspflicht befreit, wenn sie die Einrichtungen für den
Kurbetrieb nicht in Anspruch nimmt.

(2) Die Kurverwaltung kann auf Antrag von der Kurbeitrags-
pflicht ganz und teilweise befreien, wenn es im Interesse des
Staatsbades geboten ist oder eine soziale Härte vorliegt.

(3) Die Voraussetzungen für die Befreiung sind der Kur-
verwaltung oder den in § 6 genannten Personen oder Stellen
nachzuweisen.

§ 4

Höhe des Kurbeitrags, Ermäßigung

(1) Die Höhe des Kurbeitrags ergibt sich aus der Anlage.

(2) Für Personen, deren Aufenthaltskosten in einer Rehabi-
litations- oder Versorgungseinrichtung im Sinne des § 107
Abs. 2 des Fünften Buchs des Sozialgesetzbuchs von einem
Träger der gesetzlichen Sozialversicherung, der Sozialhilfe
oder der Kriegsopferfürsorge, einem Verband der freien Wohl-
fahrtspflege oder dem Müttergenesungswerk übernommen
werden, ermäßigt sich der Kurbeitrag um 10 vom Hundert
des Betrages nach Nummer 1.1 der Anlage, wenn die Kosten-
übernahme am ersten Tag des Aufenthalts den in § 6 Abs. 2
genannten Personen oder Stellen nachgewiesen wird.

§ 5

Mitteilungspflichten, Beitragserhebung, Kurkarten 

(1) 1Jede kurbeitragspflichtige Person hat der Kurverwal-
tung oder den in § 6 genannten Personen oder Stellen un-
verzüglich die für die Kurbeitragserhebung erforderlichen An-
gaben zu machen. 2Der Kurbeitrag ist an die Kurverwaltung
oder an die in § 6 genannten Personen oder Stellen zu entrich-
ten. 

(2) 1Wer einen nach Tagen berechneten Kurbeitrag gezahlt
hat, erhält eine Kurkarte. 2Wer einen Jahreskurbeitrag gezahlt
hat, erhält eine Jahreskurkarte. 3Die Kurkarte und die Jahres-
kurkarte können bei Missbrauch eingezogen werden.

§ 6

Pflichten des Wohnungsgebers und anderer Personen 
und Stellen

(1) Wer im Erhebungsgebiet Personen beherbergt, ihnen
Wohnraum zur vorübergehenden Nutzung überlässt, einen
Campingplatz oder Wochenendplatz betreibt und dort Plätze
anderen Personen zur vorübergehenden Nutzung überlässt,
ist verpflichtet, der Kurverwaltung die bei ihm gegen Entgelt
oder Kostenerstattung verweilenden beitragspflichtigen Perso-
nen spätestens am ersten Werktag nach der Ankunft zu mel-
den, den Kurbeitrag einzuziehen und innerhalb von 14 Tagen
an die Kurverwaltung abzuführen.

(2) Die Pflichten nach Absatz 1 obliegen auch den Inhabern
von Sanatorien, Kuranstalten und ähnlichen Einrichtungen
im Erhebungsgebiet hinsichtlich der Personen, die diese Ein-
richtungen benutzen, ohne im Erhebungsgebiet eine Unter-
kunft im Sinne des Absatzes 1 zu haben.

(3) Die Pflichten nach Absatz 1 obliegen auch Reiseunter-
nehmen, wenn der Kurbeitrag in dem Entgelt enthalten ist,
das die Reiseteilnehmerin oder der Reiseteilnehmer an das
Reiseunternehmen zu entrichten hat.

(4) Kommt eine in den Absätzen 1 bis 3 genannte Person
oder Stelle ihren Pflichten nicht nach, so kann die Kurverwal-
tung die Höhe des abzuführenden Kurbeitrags schätzen.

§ 7

Rückzahlung von Kurbeiträgen

1Der nach Tagen berechnete Kurbeitrag wird auf Antrag für
die Tage zurückgezahlt, 

1. die die beitragspflichtige Person früher abreist als zunächst
angegeben und 
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2. an denen die beitragspflichtige Person, nachgewiesen durch
ärztliche Bescheinigung, infolge eigener Krankheit oder
Krankheit eines Angehörigen die Einrichtungen für den
Kurbetrieb nicht nutzen konnte.

2Der Anspruch auf Rückzahlung erlischt im Fall von Satz 1
Nr. 1 einen Monat nach der Abreise und im Fall von Satz 1
Nr. 2 einen Monat nach Ende der Erkrankung.

§ 8

Inkrafttreten 

1Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2007 in Kraft. 2Gleich-
zeitig tritt die Kurtaxordnung für das Staatsbad Pyrmont vom
16. Dezember 1985 (Nds. GVBl. S. 600), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 24. Januar 2005 (Nds. GVBl. S. 6), außer Kraft.

Hannover, den 1. Juni 2007

Niedersächsisches Finanzministerium

M ö l l r i n g

Minister
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Anlage
(zu § 4 Abs. 1)

Höhe des Kurbeitrags in Euro1)

1) In den Beträgen ist die Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) enthalten.
2) An- und Abreisetag werden als ein Tag gezählt.
3) Bereits nach Nummer 1.1 im Geltungszeitraum der Jahreskurkarte gezahlte Kurbeiträge werden auf den Jahresbeitrag angerechnet.

Personen ohne Behinderung 
und Personen mit einem 

Grad der Behinderung 
von weniger als 50

Personen mit einem 
Grad der Behinderung 

von mindestens 50

1 Eine Person, die im Erhebungsgebiet weder eine Haupt- noch eine
Nebenwohnung hat, zahlt

1.1 vom 1. bis 42. Tag2) des Aufenthalts

1.1.1 je Tag2) 3,00 2,60

1.1.2 als mitreisende Ehepartnerin oder als mitreisender Ehepartner oder
als mitreisende Lebenspartnerin oder als mitreisender Lebenspart-
ner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder als mit min-
destens einem Elternteil reisendes volljähriges Kind 

neben einer Person, die den Beitrag nach Nummer 1.1.1 zahlt,
je Tag2)

2,15 1,80

1.2 bei einem Aufenthalt an mehr als 42 Tagen innerhalb eines Jahres

1.2.1 für ein Jahr (Jahreskurkarte) 126,003) 109,203)

1.2.2 als mitreisende Ehepartnerin oder als mitreisender Ehepartner oder
als mitreisende Lebenspartnerin oder als mitreisender Lebenspart-
ner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder als mit min-
destens einem Elternteil reisendes volljähriges Kind 

neben einer Person, die den Beitrag nach Nummer 1.2.1 zahlt,
für ein Jahr (Jahreskurkarte)

90,003) 75,603)

2 Eine Person, die im Erhebungsgebiet eine Nebenwohnung hat,
zahlt unabhängig von der Dauer des Aufenthalts

2.1 je Kalenderjahr (Jahreskurkarte) 126,003) 109,203)

2.2 als Ehepartnerin oder Ehepartner oder als Lebenspartnerin oder
Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder als
volljähriges Kind

neben einer Person, die den Beitrag nach Nummer 2.1 zahlt,
je Kalenderjahr (Jahreskurkarte)

90,003) 75,603)
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B e k a n n t m a c h u n g
über den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Staatsvertrages 

zwischen dem Land Niedersachsen 
und dem Land Nordrhein-Westfalen

über die Übertragung von Aufgaben nach § 9 Abs. 1 und 
§ 10 des Handelsgesetzbuchs zur Errichtung und zum Betrieb 

eines gemeinsamen Registerportals der Länder

Aufgrund des Artikels 1 Abs. 3 des Gesetzes zu dem Staats-
vertrag zwischen dem Land Niedersachsen und dem Land
Nordrhein-Westfalen über die Übertragung von Aufgaben
nach § 9 Abs. 1 und § 10 des Handelsgesetzbuchs zur Errich-
tung und zum Betrieb eines gemeinsamen Registerportals der
Länder vom 7. März 2007 (Nds. GVBl. S. 105) wird bekannt
gemacht, dass der Staatsvertrag nach seinem § 13 Abs. 1 am
4. April 2007 in Kraft getreten ist.

Hannover, den 1. Juni 2007

Niedersächsische Staatskanzlei

Dr.  H a g e b ö l l i n g

Staatssekretär
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